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Sehr geehrte Damen und Herren, 

eine Ausfertigung des berichtigten Ändemngsplanfeststellungsbeschlusses vom 13.01.2017, Az. 
591 pä/010-2015#026 sowie eine Ausfertigung der in dem genehmigten Plan zu ergänzenden Anl-
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Eisenbahn-Bundesamt Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart 
Olgastraße 13 
70182 Stuttgart 

Az. 591 pä/010-2015#026 
Datum: 13.01.2017 

Änderungsplanfeststellungsbeschluss 

gemäß § 18 AEG in Verbindung mit § 76 Abs. 3 VwVfG und 
§18dAEG 

für das Vorhaben 

„NBS Wendlingen - Ulm, PFA 2.1 a/b "Albvorland", 
2. PÄ Anpassung 110 kV - Freileitung" 

in der Gemeinde Wendlingen am Neckar 
im Landkreis Esslingen 

Bahn-km 25,200 bis 36,260 

der Strecke 4813 Feuerbach - Stuttgart Hbf tief - Ulm Hbf 

Vorhabenträgerin: 
DB Netz AG 
Theodor-Heuss-Allee 7 
60486 Frankfurt/ Main, 
vertreten durch 
DB Projekt Stuttgart-Ulm GmbH 
Räpplenstraße 17 
70191 Stuttgart 



Änderungsplanfeststellungsbeschluss gemäß § 18 AEG für dias Vomaben „NBS Wendlirigen - Ulm, PFA 2.1 a/b "Albvorland", 
2. PÄ Anpassung 110 kV - Freileitung", Bahn-km 25,200 bis 36,260 der Strecke 4813 Feuerbach - Stuttgart Hbf tief - Ulm Hbf, 

Az. 591 pä/010-2015#026 vom 13.01.2017 

Auf Antrag der DB Netz AG (Vorhabenträgerin), vertreten durch die DB Projekt Stutt­
gart - Ulm GmbH eriässt das Elsenbahn-Bundesamt nach § 18 Allgemeines Eisen­
bahngesetz (AEG) I. V. m. § 76 Abs. 3 Venvaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und 
§ 18d folgenden 

Änderungsplanfeststellungsbeschluss 

A. Verfügender Teil 

A.1 Feststellung des Plans 

Der geänderte Plan für das Vorhaben „NBS Wendlingen - Ulm, PFA 2.1 a/b "Albvor­
land", 2. PÄ Anpassung 110 kV - Freileitung" in der Gemeinde Wendlingen am 
Neckar, im Landkreis Esslingen, Bahn-km 25,200 bis 36,260 der Strecke 4813 Feu­
erbach - Stuttgart Hbf tief - Ulm Hbf, wird festgestellt. Der ursprüngliche Plan wird 
aufgehoben, soweit er mit dem neuen Plan nicht übereinstimmt, und durch die geän­
derte Planung ersetzt oder ergänzt. Im Übrigen bleibt der festgestellte Plan ein­
schließlich seiner Nebenbestimmungen unberührt. 

Gegenstand des Vorhabens Ist im Wissentlichen: 

Die vom Planfeststellungsbeschluss vom 23. März 2015 abweichende Trassierung 
der bestehenden 110-kV-Freileitung im Bereich des Voreinschnittes West (etwa von 
NBS-km 25,5 bis NBS-km 26,65), womit gegenüber der Genehmigungslage zusätz­
lich die Neuerrichtung eines Kreuzungsmastes als Ersatz für einen bestehenden Mast 
einhergeht. 

A.2 Planunterlagen 

Der Plan besteht aus folgenden. Unteriagen: 

Anlage Unteriagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 

Eriäuterungsbericht Planändemngsverfahren vom 30.10.2015, 
11 Seiten 

3C Bauwerksverzeichnis vom 30.10.2015, (Seiten 51, 57, 57-1) ersetzt 
Anlage 3 B 
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8, 
Blatt IB 
von 19 

Lageplan, Veriegung der LI 250 zwischen Wendlingen und 
Oberboihingen, Maßstab 1:1.000 vom 30.10.2015 

ersetzt Anla­
ge 8, Blatt 1A 
von 19 

8, 
Blatt 2B 
von 19 

Leitungslageplan, NBS km 25,674 - km 26,472, 
GZA km 0,347-km 1,132, Maßstab 1:1.000 vom 30.10.2015 

ersetzt Anla­
ge 8, 
Blatt 2A 
von 19 

8, 
Blatt 
19A 

von 19 

Leitungslageplan, km 26,472 - km 27,369, Maßstab 1:1.000 
vom 30.10.2015 

ersetzt Anla­
ge 8, 
Blatt 19 
von 19 

9.1 C Grunderwerbsverzeichnis vom 30.10.2015 ersetzt 
Anlage 9.1 B 

9.3 
Blatt IB 
von 19 

Grundenwerbsplan; NBS km 25,200 - km 25,674, 
GZA km 0,230 - km 0,347, KWK km 0,000 - 0,087, 
Maßstab 1:1.000 vom 30.10.2015 

ersetzt Anla­
ge 9.3, Blatt 
1A von 19 

9.3, 
Blatt 

2C von 
19 

Grunderwerbsplan, NBS km 25,674 - km 26,472, 
GZA km 0,347 - km 1,132, KWK km 0,087 - 0,496, 
Maßstab 1:1.000 vom 30.10.2015 

ersetzt Anla­
ge 9.3, Blatt 
2B von 19 

9.3, 
Blatt 

3C von 
19 

Grunderwerbsplan, km 26,472 - km 27,369, 
Maßstab 1:1.000 vom 30.10.2015 

ersetzt Anlä­
ge 9.3, Blatt 
3B von 19 

A.3 Konzentrationswirkung 
Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 
notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von Ihm be­
rührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere be­
hördliche Entscheidungen, Insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Ver­
leihungen, Eriaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht 
erforderiich (§ 18 AEG 1. V. m. § 75 Abs. 1 VwVfG). 

A.4 Zusagen der Vorhabenträgerin 

Soweit die Vorhabenträgerin im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder Ab­
sprachen getroffen hat und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung getra­
gen hat, sind diese nur Insoweit Gegenstand dieses Planfeststellungsbeschlusses, 
als sie Ihren Niederschlag in den festgestellten Planunterlagen gefunden haben oder 
im Planfeststellungsbeschluss nachfolgend dokumentiert sind. 
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A.4.1 Zusage gegenüber dem Landratsamt Esslingen 

Die Vorhabenträgerin hat gegenüber dem Landratsamt Esslingen, Untere Landwirt­
schaftsbehörde, zugesagt, potentielle förderrechtliche Auswirkungen für die Landwirte 
durch die Baumaßnahmen abzuklären. 

A.5 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge 

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von Be­
hörden und Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden zurück­
gewiesen, soweit Ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere Weise 
eriedigt haben, 

A.6 Sofortige Vollziehung 

Der Planfeststellungsbeschluss ist kraft Gesetzes sofori vollziehbar. 

A.7 Gebühr und Auslagen 

Die Gebühr und die Auslagen für das Verfahren trägt die Vorhabenträgerin. Die Höhe 
der Gebühr und der Auslagen wird in einem gesonderten Bescheid festgesetzt. 
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B. Begründung 

B.l Sachverhalt 

B.1.1 Gegenstand des Vorhabens 

Das Bauvorhaben NBS Wendlingen - Ulm, PFA 2.1 a/b "Albvoriand", 2. PÄ Anpas­
sung 110 kV - Freileitung hat die vom Planfeststellungsbeschluss vom 23. März 2015 
abweichende Neuveriegung der b'estehenden 110-kV-Freileltung im Bereich des Vor­
einschnittes West (etwa von NBS-km 25,5 bis NBS-km 26,65) zum Gegenstand. 
Hiermit ist gegenüber der Genehmigungslage zusätzlich die Neuerrichtung eines 
Mastes (mit Eignung als Kreuzungsmast) als Ersatz für einen abzubrechenden Mast 
(etwa bei Bahn-km 26,15) verbunden. Die Anlagen liegen bei Bahn-km 25,5 bis 26,65 
der Strecke 4813 Feuerbach - Stuttgart Hbf tief - Ulm Hbf In Wendlingen arii Neckar. 

B.1.2 Verfahren 

Die DB Netz AG (Vorhabenträgerin), vertreten durch die DB Projekt Stuttgart - Ulm 
GmbH hat mit Schreiben vom 09.12.2015 Az. I.GV(5) eine Entscheidung nach § 18 
AEG I. V. m. § 76 Abs. 3 VwVfG und § 18d AEG für das Vorhaben „NBS Wendlin­
gen - Ulm, PFA 2.1 a/b "Albvoriand", 2. PÄ Anpassung 110 kV - Freileitung" bean­
tragt Der Antrag Ist am 09.12.2015 beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Karis-
ruhe/Stuttgari, eingegangen. 

Mit Schreiben vom 09.05.2016 wurde die Vorhabenträgerin um Überarbeitung der 
Planunteriagen gebeten. Die Unteriagen wurden mit Schreiben vom 21.06.2016 wie­
der vorgelegt Die für die Anhörung Betroffener erforderiichen Unteriagen legte die 
Vorhabenträgerin mit Schreiben vom 18.07.2016 vor. 

Mit Schreiben vom 21.07.2016 beteiligte die Planfeststellungsbehörde die von dem 
Vorhaben in. Ihrem Aufgabenbereich betroffenen Träger öffentlicher Belange. Hierbei 
handelt es sich um das Regierungspräsidium Stuttgart, das Landratsamt Esslingen 
und die Stadt Wendlingen. Auf die hierauf eingegangenen Stellungnahmen erwiderte 
die Vörhabenträgerin mit Schreiben vom 21.11.2016. 

Mit Schreiben vom 22.07., 25.07., 12.09, 20.09. und 23.12.2016 hörte die Planfest­
stellungsbehörde die von dem Vorhaben Betroffenen an. 
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Mit vert'ahrensleltender Verfügung vom 15.07.2016, Az. 591 pä/010-2015#026, hat 
das Eisenbahn-Bundesamt festgestellt, dass für das gegenständliche Vorhaben keine 
Verpflichtung auf Durchführung eher Umweltverträglichkeitsprüfung besteht (§ 3a 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)). 

B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung 

B.2.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die voriiegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 AEG 
I.V.m. §76 Abs.3 VwVfG und § 18d AEG. Betriebsanlagen der Elsenbahn ein­
schließlich der Bahnstromfemleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, 
wenn der Plan zuvor festgestellt worden ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem 
Vorhaben berührten öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltver­
träglichkeit im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. 

B.2.2 Zuständigkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Ziffer 1 und Abs. 2 Gesetz über die Eisenbahn­
verkehrsverwaltung des Bundes (BEWG) ist das Eisenbahn-Bundesamt für den Er­
iass einer planungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 AEG i.V.m. §76 Abs.3 
VwVfG und § 18d AEG für Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zuständig. 
Das Vorhaben bezieht sich nicht unmittelbar auf Betriebsanlagen der Elsenbahnlnfra-
strukturbetreiberin. Die zu veriegende 110-kV-Freileitung ist weder Bahnstromfernlei­
tung noch dient sie sonst eisenbahnbetrieblichen Zwecken. Allerdings wurzelt das Er­
fordernis der Veriegung im Bau der Neubaustrecke und dem hierfür erforderiichen 
Albvoriandtunnel. Im Rahmen der konkretisierenden Ausführungsplanung stellte der 
Leitungsbetreiber der Freileitung fest, dass die dem Planfeststellungsbeschluss vom 
23.03.2015 zu Grunde liegende Trassenführung der Freileitung nicht realisierbar sei, 
weshalb eine veränderte Trassenführung erstrebt werden müsse. Die Abwägung der 
von dieser Änderung betroffenen Belange fällt in die Zuständigkeit des Elsenbahn-
Bundesamtes, 

B.3 Umweltverträglichkeit 

B.3.1 Verfahren zur Prüfung der Umweitverträglichkeit 

Nach §§ 3a ff. Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) sind die dort in 
Bezug genommenen Vorhaben einem sog. Screening-Verfahren (einer Vorprüfung 
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des Einzelfalles, ob zur Genehmigung des Vorhabens eine Umweltverträglichkeits­
prüfung durchzuführen ist) zu unterziehen. 

Das antragsgegenständliche Verfahren betrifft die Änderung eines UVP-pflichtigen 
Vorhabens über den Bau eines Schienenwegs von Eisenbahnen mit den dazuge­
hörenden Betriebsanlagen einschließlich Bahnstromfernleitungen Im Sinne von 
Nr. 14.7 der Anlage 1 zum UVPG. Daher war eine allgemeine Vorprüfung des Einzel­
falles nach §§ 3e Abs. 1 Nummer 2, 3c Satz 1 UVPG durchzuführen. 

Das Eisenbahn-Buridesamt hat festgestellt, dass von dem Vorhaben keine erhebli­
chen nachteiligen Umweltauswirkungen ausgehen, so dass eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht, 

B̂ 4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens 

B.4.1 Planrechtfertigung 

Das durch diesen Bescheid geänderte Vorhaben genügt dem in der Rechtsprechung 
entwickelten Gebot der Planrechtfertigung. Es entspricht den Zielsetzungen der ei­
senbahnrechtlichen Vorschriften und wird durch einen konkreten Bedarf getragen. 
Die der Ausgangsentscheidung zu Grunde liegenden Zielsetzungen werden durch die 
lediglich punktuellen Änderungen in Form der Leitungsveriegung nicht berührt. Die 
mit diesem Bescheid zugelassene Änderung der Bauausführung schränkt weder 
Funktion noch Kapazität des Gesamtvorhabens ein und stellt keine tatsächlichen 
Hindernisse für dessen Venwirî lichung dar. Sie ist damit „vernünftigenweise geboten" 
Im Sinne des Fachplanungsrechts. 

B.4.2 Variantenentscheidung 

Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens, das mit dem Beschluss vom 23.03.2015 
beendet wurde, ist. die Veriegung der bestehenden 110-kV-Leitung etwa zwischen 
dem NBS-km 25,5 und dem NBS-km 26,65 genehmigt worden. Im Rahmen dieses 
Vorhabens soll die genehmigte Lage der Freileitung geändert werden. Wegen 
technischer Zwangspunkte, wie die Anbindung an die Bestandsmasten an den 
Grenzen des Vorhabenbereiches, die Standsicherheit der zukünftigen Maststandorte 
und die Abstände zwischen den Masten untereinander sowie des Gebotes, die 
Anzahl stärkerer Betroffenhelten gering zu halten, wurde das Varlantenspektrum 
derart eingeschränkt, dass sich die gewählten Maststandorte als vorzugswürdig 
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envelsen. Eine weitere Reduktion der Betroffenheiten von privaten oder öffentlichen 
Belangen ist aus Sicht der Planfeststellungsbehörde nicht sachgerecht machbar. 

B.4.3 Wasserhaushalt 

Das Vorhaben wirkt sich wassenvirtschaftlich gegenüber der planfestgestellten Situa­
tion nicht negativ aus. Die Errichtung neuer Masten war bereits Gegenstand des 

\ Planfeststellungsbeschlusses vom 23.03.2015. Mit diesem Änderungsvorhaben wer­
den die ursprünglich ohnehin vorgesehenen Masten an anderen Standorten errichtet. 
Insoweit ergeben sich keine neuen Berührungspunkte mit wassenA/irtschaftlichen Be­
langen. In Abweichung zur Genehmigungslage wird die Errichtung eines zusätzlichen 
Mastes als standortgleicher Ersatz eines bestehenden Mastes zu einem Kreuzungs­
mast erforderiich. Mit diesen Änderungen gehen weder Nachteile für die Wassenwirt-
schaft noch zusätzliche Gewässerbenutzungen einher. 

Das Landratsamt Esslingen wies auf einen Berührungspunkt mit der trinkwasserfas-: 
sung Kieswiesen im Bereich des Flurs 2, Flurstück-Nummer 215 hin. Diese Betrof­
fenheit ist aus Sicht der Planfeststellungsbehörde nicht gegeben. Die Trinkwasser­
fassung liegt nicht in einem Bereich, in dem Masten neu errichtet werden. Lediglich 
der Bestandsmast 21, an den angeschlossen wird, befindet sich In diesem Bereich 
(vgl. Planunterlagen zum Beschluss vom 23.03.2015, Anlage 15.1, Beilage 1, Blatt 
IA und Anlage 8, Blatt IB der Antragsunteriagen). Im Übrigen wird das Gebiet der 
Trinkwasserfassung nur überspannt 

B.4.4 Naturschutz und Landschaftspflege 

Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des 
mit der belebten Bodenschicht In Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die 
die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild 
erheblich beeinträchtigen können (Eingriffe im Sinne des § 14 Abs. 1 des Bundesna­
turschutzgesetzes (BNatSchG)) werden nicht ausgelöst. Diese Auffassung wird auch 
von den zuständigen Fachbehörden geteilt 

Dies trifft Insbesondere auf die bereits planfestgestellten, aber hinsichtlich Ihres Stan­
dortes veränderten Masten zu. D|e neuen Standorte sind mit den ursprünglich vorge­
sehenen hinsichtlich ihrer naturschutzfachlichen Wertigkeit gleich (vgl. Planunteria­
gen zum Beschluss vom 23.03.2015, Anlage 12-3.2, Blatt IA). Auf dem Standort für 
den neu zu errichtenden Kreuzungsmast befindet sich ein Mast. Erhebliche Beein-
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trächtigungen für die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 

Landschaftsbild können auch insoweit ausgeschlossen werden. 

Die neu gewählten Maststandorie betreffen wie der Beschluss vom 23.03.2015 aus­

schließlich Standorte mit landschaftlich, klimatisch und lufthygienisch (sehr) niedrigen 

funktionalen Werten <vgl. Planunteriagen zum Beschluss vom 23.03.2015, Anlage 

12.2.2, Blatt IA und Anlage 12.5.2, Blatt IA). Ebenso verhält es sich mit der Wertig­

keit der betroffenen Erholungsfunktion, wobei hier ein Bereich mit mittlerem funktlona-. 

Iem Wert tangiert wird. Hier ist die Abweichung vom alten Maststandort aber derart 

gering, dass keine zusätzlichen Nachteile für den Erholungswert entstehen (vgl. 

Planunteriagen zum Beschluss vom 23.03.2015, Anlage 12.2.2, Blatt IA). 

B.4.5 Gebietsschutz („Natura 2000"-Gebiet) 

Eine erhebliche Beeinträchtigung eines, Natura 2000-Gebiets in seinen für die Erhal­

tungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen (§ 33 Abs. 1 Satz 1 

BNatSchG) Ist auszuschließen. Die maßgeblichen Schutzgebiete „Grienwiesen und 

Wemauer Baggerseen" und „Voriand der mittleren Schwäbischen Alb" sind mindes­

tens 350 Meter vom Vorhabengebiet entfernt. Ebenso islnd gesetzlich geschützte Tei­

le von Natur und Landschaft, wie Biotopverbünde, Landschafts- und Naturschutzge­

biete, Naturdenkmäler sowie gesetzlich geschützte Biotope nicht über das Maß hin­

aus betroffen, als der zu Grunde liegende Planfeststellungsbeschluss vom 

23.03.2015 schon zuließ. Dies gründet in der Tatsache, dass gleichwertige Flächen in 

Anspruch genommen werden und mit der Wahl eines neuen Standortes in gleichem 

Umfang die Verschonung eines anderen Standortes verbunden ist. 

B.4.6 Artenschutz 

Neue artenschutzrechtliche Konflikte wirft das Änderungsvorhaben nicht auf. Bereits 

der zu Grunde liegende Beschluss vom 23.03.2015 betrachtete die Vorhabenwirkun­

gen in dieser Hinsicht. Aus den neuen Standorten ergeben sich keine darüber hinaus 

gehenden Betroffenheiten für Tier-und Pflanzenarten. 

B.4.7 Immissionsschutz 

Baubedingte Lärmimmissionen 

Der Planfeststellungsbeschluss vom 23.03.2015 genehmigte die Errichtung von 

sechs Masten. Die Änderung ihrer Standorte allein führt nicht zu einer erheblich an­

deren bauzeitilchen Lännbelastung. Der Ersatz eines Mastes als Kreuzungsmast ver-
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längert die Bauzeit um etwa vier Wochen. Der Abstand der Leitungstrasse zur Wohn­
bebauung verändert sich nur geringfügig und Arbeiten zur Nachtzeit sind nicht vorge­
sehen. Die Prognose, auf der der ursprüngliche Planfeststellungsbeschluss basiert, 
ist nicht anpassungsbedürftig. 

B.4.8 Bodenschutz 

Der Im Vorhabenbereich befindliche zum Teil hochwertige Boden wird durch die Än­
derung des Vorhabens nicht mehr als bereits im Planfeststellungsbeschluss vom 
23.03.2015 zu Grunde gelegt In Anspruch genommen. Dies ist der Tatsache, dass 
jeder mit einem neuen Maststandort verbundene Eingriff kehrseitig die Vermeidung 
eines Eingriffes gleichen Umfanges und gleicher Wertigkeit bedeutet, geschuldet. Es 
werden keine wertvolleren Böden venA/endet als bereits planfestgestellt. 

Das Landratsämt Esslingen forderte in seiner Stellungnahme die Aufnahme einer bo­
denkundlichen Baubegleitung, den fachgerechten Umgang mit abgeschobenem 
Oberboden, die größtmögliche Vermeidung von Bodenverdichtungen und die Rekulti­
vierung von Böden. Die Vorhabenträgerin sagte dies auch zu. Aus Sicht der Planfest­
stellungsbehörde ist Indes keine neue Regelung hierzu erforderiich. Gemäß 
Punkt A I dieses Beschlusses bleiben die Festsetzungen des dieser Entscheidung zu 
Grunde liegenden Planfeststellungsbeschlusses vom 23.03.2015 unberührt. Unter 
A.4.4 des Planfeststellungsbeschlusses sind Nebenbestimmung festgesetzt, die die­
sen Forderungen Rechnung tragen. Die Rekultivierung der Böden ist In Anlage 12.1, 
Anhang 7.2, Seite 104 (Maßnahme M I112.1-1) und Anlage 12.6.2, Blatt 1a der Plan­
unteriagen zum Beschluss vom 23.03.2015 für den betroffenen Bereich festgesetzt. 
Die Planfeststellungsbehörde sieht von der Aufnahme der Zusagen infolgedessen ab. 

B.4.9 Land- und Forstwirtschaft 

Das Änderungsvorhaben liegt In einem landwirtschaftlich genutzten Gebiet Auch un­
ter Berücksichtigung der gesetzlichen Anforderungen an eine möglichst weltgehende 
Verschonung landwirtschaftlich genutzter Flächen (§ 5 Abs, 1 und 2 BNatSchG) ist 

' eine Beeinträchtigung landwirtschaftlicher Belange ausgeschlossen. Das Regie­
rungspräsidium Stuttgart forderte, keine weiteren Hindernisse für die landwirtschaftli­
che Nutzung zu errichten, indem sich die Vorhabenträgerin bei Ihrer Planung an den 
vorhandenen Strukturen, wie Wegen und Böschungen orientiert. Die Vorhabenträge­
rin replizierte hierauf, dass sie sich bei der Standortwahl an der bisherigen Planung 
orientiere. Die Maststandorte verschöben sich nur marginal vom planfestgestellten 
Trassenveriauf. Hierdurch würden landwirtschaftliche Flächen nicht zerschnitten. Ab 

Seite 10 von 18 



Änderungsplanfeststellüngsbeschluss gemäß § 18 AEG für das Vorhaben „NBS Wendlingen - Ulm, PFA 2.1 a/b "Albvortand",  
2. PÄ Anpassung 110 kV-Freileitung", Bahn-km 25,200 bis 36,260 der Strecke 4813 Feuerbach - Stuttgart Hbf tief-Ulm Hbf,  

Az. 591 pä/010-2015#026 vom 13.01.2017 • 

etwa Bahn-km 26,3 vergrößere sich die Abweichung. Der an dieser Stelle erforderii-
che Mast werde unter Berücksichtigung der bestehenden Nutzung bzw. Bewirtschaf­
tung errichtet. Am Maststandort existiere trotz entgegenstehender Ausweisung auf 
Karten kein Weg, sondern eine zusammenhängende Wiesen- und Weidefläche. Der 
Mast werde zwecks Vermeidung einer Zerschneidungswirkung in bestehende Baum­
reihen integriert. Der Mast bei etwa Bahn-km 25,8 werde an die Flurstücksgrenze 
zum Wirtschaftsweg gesetzt. Die Planfeststellungsbehörde wendet gegen diese Aus­
führungen nichts ein. Die Änderungen Im Trassenveriauf sind auf das Notwendige 
beschränkt. Im Bereich zwischen den Bahn-km 25,5 und 26,2 veriäuft die geänderte 
Trasse zum Großteil im Nahbereich der ursprünglichen Trasse. Ab Bahn-km 26,2 
wird die Abweichung von der Trasse technisch bedingt größer. Die Vorhabenträgerin 
trug den Belangen der Landwirtschaft bei der Planung nach Auffassung der Planfest­
stellungsbehörde in nicht zu beanstandender Weise Rechnung. Da gegenüber dem 
Genehmigungsstand keine größeren Eingriffe erfolgen, hält die Planfeststellungsbe­
hörde das vom Regierungspräsidium Stuttgart angeregte Abstimmungsgebot über die 
Details nicht für nötig. 

Das Regierungspräsidium Stuttgart gehe gemäß seiner Stellungnahme davon aus, 
dass fachliche Standards bei der Durchführung der Baumaßnahmen und der Boderi-
rekultivierung eingehalten und vom Bauleiter übenvacht würden. Die Vorhabenträge­
rin sagt dies zu. Die Planfeststellungsbehörde verweist insoweit auf die Nebenbe­
stimmungen des Planfeststellungsbeschlusses unter A.4.4 und A.4.11, worin die 
fachlichen Standards zum Umgang mit Böden und die Überwachung der Bauausfüh­
rung festgesetzt sind. 

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde weist die Vorhabenträgerin die Forderung 
des Regierungspräsidiums Stuttgart, sie müsse sich mit den BewIrtschaftern über die 
Ausführung der Rekultivierungsmaßnahmen abstimmen, zu recht zurück. Bewirt-
schafter sind obligatorisch Berechtigte. Wegen Beeinträchtigungen ihrer Rechte ha­
ben sie sich analog zu Mietern an ihren Vertragspartner zu halten, soweit die gemie­
tete Immobilie nicht von der enteignungsrechtlichen Vonwlrkung erfasst wird 
(BVenvG, Urteil vom 1. September 1997 - 4 A 36/96 -, Rn. 25 ff., juris). Dies ist hier 
nicht der Fall. Vielmehr haben die angehörten Eigentümer auf die Bewirtschaftbari<eit 
bezogene Einwendungen zu erheben. 

Demgegenüber sagte die Vorhabenträgerin zu, mit dem Landratsamt Esslingen - Un­
tere Landwirtschaftsbehörde - potentielle förderrechtliche Auswirkungen für die 
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Landwirte durch die Baumaßnahmen abzuklären. Dem trägt die Planfeststellungsbe­
hörde durch Aufnahme der Zusage (A 4.1) Rechnung. 

Die vom Regierungspräsidium Stuttgart angeregte Regelung von Entschädigungen 
für Beeinträchtigungen der landwirtschaftlichen Nutzbarkeit Ist nicht im Planfeststel­
lungsverfahren zu treffen. Entschädigungen werden außerhalb dieses Planfeststel­
lungsverfahrens nach allgemeinen Regeln ermittelt. Art und Höhe der Entschädigung 
(zum Beispiel In Geld oder geeignetem Ersatzland) sind in den Grundenverbsver-
handlungen, die die Vorhabenträgerin direkt mit den Betroffenen zu führen hat, oder, 

. falls dabei keine Einigung erzielt werden kann, in einem nachfolgenden Entelgnungs-
beziehungsweise Entschädigungsfestsetzungsverfahren durch die nach Landesrecht 
zuständige Enteignungsbehörde zu regeln (§ 22a AEG). 

B.4.10 Straßen, Wege und Zufahrten 

Straßen, Wege und Zufahrten sind vom Vorhaben kaum betroffen. Diese Ansicht tei­
len auch die Fachbehörden. Die vertikalen Sicherheitsabstände zu den Leitungen 
werden durch technische Regeln gewährieistet. 

B.4.11 Baulogistik 

Zusätzliche Nachteile ergeben sich nicht aus der gegenüber der Genehmigungslage 
nur leicht veränderten Baulogistik. Für sie werden ausschließlich bereits bestehende 
Wirtschaftswege sowie Baustraßen genutzt. Für die Abbruch- und Errichtungsarbei­
ten der Mäste sowie die Leltungsumlegung sind zusätzlich zu den bereits planfestge­
stellten Baustelleneinrichtungsflächen weitere Flächen zur vorübergehenden Inan­
spruchnahme im Planänderungsantrag vorgesehen. Darüber hinaus werden keine 
zusätzlichen Flächen benötigt. 

B.4.12 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter 

Der Planfeststellungsbeschluss vom 23.03.2015 sah die endgültige Inanspruchnah­
me einer Vielzahl von Grundstücken vor. Der überwiegende Teil der Grundstücke 
wird durch die Querung der Leitung über dem Grund beansprucht Fünf Grundstücke 
wären nach bisheriger Planung zusätzlich durch einen Mast belastet worden. Dies 
verändert sich im Zuge dieses Änderungsvorhabens nicht. Im Ergebnis werden fünf 
Grundstücke mit einem Mast neu belastet. Auf dem Grundstück, auf dem der Kreu­
zungsmast errichtet wird, befindet sich bereits ein Mast; eine zusätzliche Belastung 
ergibt sich daraus nicht. Allerdings sind nun 41 Grundstücke stärker, insbesondere 
durch die überhängenden Leitungen betroffen. Die betroffenen Eigentümer wurden 
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von der Planfeststellungsbehörde angehört, soweit keine Zustimmungserklärungen 
durch die Vorhabenträgerin beigebracht wurden. Nach Abschluss der Anhörungen la­
gen der Planfeststellungsbehörde die Zustimmungserklärungen für die Inanspruch­
nahme von 27 Grundstücken vor. Hierzu zählt auch die Zustimmung eines Alleinei­
gentümers, der die In der Ihm übermittelten Zustimmungserklärung ausgewiesene 
Fläche mit der Begründung nach oben kon̂ igierte, das Grundstück werde von der 
Vorhabenträgerin vollständig envorben. Dies entspricht den Tatsachen. Allerdings 
wird das Grundstück nur in dem auf der Eridärung ausgewiesenen Umfang voriia-
benbedingt in Anspruch genommen. Die Zahl ist folglich korrekt. Dass die Vorhaben­
trägerin das Grundstück abkauft, ist insoweit irrelevant. Die Zustimmungserklärung ist 
aus Sicht der Planfeststellungsbehörde ausreichend. Sie umfasst auch nach der Kor­
rektur nach oben den zu beanspruchenden Teil. 

In die Inanspruchnahme der übrigen Grundstücke Ist nicht eingewilligt worden. Ein­
wendungen wurden hiergegen von einem Privaten vorgebracht Sie betreffen Beden­
ken hinsichtlich der Schädigung von Obstbäumen im Garten, die Beweissicherung, 
die Entschädigung und die Durchführung der Arbeiten. Hierzu äußerte die Vorhaben­
trägerin, dass der Abstand zum Boden an den untersten Leiterseilen wie bereits in 
der ursprünglichen Planung 15 Meter betrage. Der Abstand zum heutigen Bewuchs 
ändere sich in diesem Bereich nicht, da der Bodenabstand gleich bleibe. Der Be­
wuchs sei heute schon im Schutzstreifen der bestehenden Leitung, werde kontrolliert 
und falls erforderiich würden zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit Einkür-
zungen in Abstimmung mit dem Eigentümer vorgenommen. Unter Berücksichtigung 
der technischen Zwänge der Vorhabenträgerin ist dem Interesse des Eigentümers 
aus Sicht der Planfeststellungsbehörde damit hinreichend Rechnung getragen. Eine 
Fotodokumentation werde vor Beginn der Arbeiten zwecks Beweissicherung durchge­
führt werden. Hinsichtlich der Durchführung der Arbeiten teilt die Vorhabenträgerin 
mit, Seilzugarbeiten würden nach derzeitigem Planungsstand Ende April bis Ende 
Mai 2017 stattfinden. Eine Betretung des Grundstückes erfolge voraussichtlich nur 
zum Einbringen des Vorseiles und so schonend wie möglich. 

Die Inanspruchnahme der Grundstücke ist nach Auffassung der Planfeststellungsbe­
hörde für die Vorhabenrealisierung erforderiich. Bei der Abwägung der von dem Vor­
haben berührten Belange Im Rahmen einer hoheitlichen Planungsentscheidung ge­
hört das unter den Schutz des Artikels 14 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) fallende 
Eigentum in hervorgehobener Weise zu den abwägungserheblichen Belangen. So­
weit Grundstücke der öffentlichen Hand betroffen sind, wird der Schutzbereich des 
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Artikels 14 GG hingegen nicht tangiert. Als Grundrecht schützt er nicht das Privatei­
gentum, sondern das Eigentum Privater. Grundstücke im öffentlichen Eigentum erfah­
ren dennoch einen einfachgesetzlichen Schutz und sind auf dieser Grundlage In der 
Abwägung zu berücksichtigen. Jede Inanspruchnahme von privaten Grundstücken, 
unabhängig von ihrer Nutzung, stellt grundsätzlich einen Eingriff für den betroffenen 
Eigentümer dar. Das Interesse, das ein Eigentümer an der Erhaltung seiner Eigen­
tumssubstanz hat, genießt aber keinen absoluten Schutz. Für das Eigentum gilt in­
soweit nichts anderes als für andere abwägungsbeachtliche Belange, das heißt, die 
Belange der betroffenen Eigentümer können bei der Abwägung im konkreten Fall zu­
gunsten anderer Belange zurückgestellt werden. 

Die meisten dauerhaften Betroffenheiten werden durch das Überhängen der Leitun­
gen über den jeweiligen Grundstücken ausgelöst. Die Leitungen haben, da sie etwas 
durchhängen, einen Mindestabstand von 15 Metem zum Boden. Dies entspricht be­
reits der Genehmigungslage. Dies und die teils sehr geringen Abweichungen zur ur­
sprünglichen Trasse lösen insoweit, wenn überhaupt, nur unwesentliche Beeinträch­
tigungen aus. 

Die dauerhaften Beeinträchtigungen für die übrigen Grundeigentümer, insbesondere 
für jene, deren Grundstück erstmals überspannt oder gar mit einem Strommast ver­
sehen wird, sind für die Realisierung des Vorhabens unumgänglich. Sie sind auf das 
Nötigste beschränkt und ergeben sich aus technischen Zwängen. Keines der be­
troffenen Grundstücke muss enworben werden. Vielmehr führt das Änderungsvorha­
ben dazu, dass weniger Grundeigentum dauerhaft entzogen werden muss, als im 
Planfeststellungsbeschluss vom 23.03.2015 vorgesehen. Zudem kann der Mast bei 
Bahn-km 25,8 von einem Privatgrundstück auf einen öffentlichen Weg verlegt wer­
den. Hiermit kömmt die Vorhabenträgerin ihrer Pflicht, Eigentum der öffentlichen 
Hand vor diem Eigentum Privater in Anspruch zu nehmen (vgl. BVerwG, Urteil vom 
16. März 2006 - 4 A 1001/04 Rn. 228, juris), nach. 

Es genügen Grunddienstbarkeiten, die das Eigentumsrecht nicht vollständig, sondern 
in einzelnen Beziehungen einschränken (vgl. § 1018 des Bürgeriichen Gesetzbuches 
(BGB)). Diese teilweise Einschränkung Ist von den Eigentümern zu dulden, weil die 
Errichtung der Leitungstrasse der Realisierung einer im Allgemeininteresse liegenden 
öffentlichen Aufgabe, hier dem Bau der Neubaustrecke, dient (vgl. zur Duldungs­
pflicht einer Hochspannungsleitung BGH, Urteil vom 25. Januar 1973 - III ZR 61/70 -
, Rn. 21, juris). 

Seite 14 von 18 



Ändemngsplanfeststellungsbeschluss gemäß § 18 AEG für das Vomaben „NBS Wendlingen - Ulm, PFA 2.1 a/b "Albvorland", 
2. PÄ Anpassung 110 kV - Freileitung", Bahn-km 25,200 bis 36,260 der Strecke 4813 Feuerbach - Stuttgart Hbf tief - Ulm Hbf, 

Az. 591 pä/010-2015#026 vom 13.01.2017 

Die Beeinträchtigungen durch vorübergehende Inanspruchnahme sind durch die zu­
sätzlichen Flächen für die Baulogistik angezeigt Zwar nutzt die Vorhabenträgerin die 
bereits planfestgestellten Flächen. Die Abweichungen von der ursprünglich geplanten 
Trasse machen teilweise zusätzliche Flächen für die bauzeitliche Nutzung erforder­
lich. Im Sinne einer Minimierung des Eingriffs In das private Eigentumsrecht reicht bei 
einer Einigung zwischen der Vorhabenträgerin und den Eigentümern eine vertragliche 
Regelung oder eine Grunddienstbarkelt für die Dauer der Bauzeit aus. Falls eine Ei­
nigung nicht zustande kommt, erfolgt auch hier die Festlegung der genauen Modalitä­
ten nicht im Planfeststellungsbeschluss, sondern bleibt dem gegebenenfalls nach-
folgenden Entschädigungsverfahren vorbehalten. Entschädigungen sind nicht Ge­
genstand des Planfeststellungsbeschlusses und werden außerhalb dieses Planfest­
stellungsverfahrens nach allgemeinen Regeln ermittelt. Art und Höhe der Entschädi­
gung (zum Beispiel In Geld oder geeignetem Ersatzland) sind in den Grundenverbs-
verhandlungen, die die Vorhabenträgerin direkt mit den Betroffenen zu führen haben, 
oder, falls dabei keine Einigung erzielt werden kann, In einem nachfolgenden Enteig-
nungs- beziehungsweise Entschädigungsfestsetzungsverfahren durch die nach Lan­
desrecht zuständige Enteignungsbehörde zu regeln (§ 22a AEG). 

B.5 Gesamtabwägung 
Am antragsgegenständlichen Vorhaben besteht ein öffentliches Interesse. Die Plan-
feststellungsbehörde hat die unterschiedlichen öffentlichen und privaten Belange er­
mittelt, alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegeneinander und unter­
einander abgewogen. 

Durch die Planung und die festgesetzten Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass 
die von dem Vorhaben ausgehenden Beeinträchtigungen öffentlicher und privater Be­
lange auf das unabdingbare Maß begrenzt werden. Die verbleibenden Auswirkungen 
erreichen weder in einzelnen Bereichen noch in ihrer Gesamtheit ein Ausmaß, das 
der Realisierung des Vorhabens entgegengestellt werden müsste. 

B.6 Sofortige Vollziehung 
Das Vorhaben „NBS Wendlingen - Ulm, PFA 2.1 a/b "Albvoriand", 2. PÄ Anpassung 
110 kV - Freileitung" ist als Teil der ABS/NBS Stuttgart-Ulm-Augsburg in den Be­
darfsplan für die Bundesschienenwege unter Abschnitt 1 „Laufende und fest dispo­
nierte Vorhaben des vordringlichen Bedarfs" als laufende Nummer 20 eingestellt. 
Dieser Bedarfsplan ist Anlage zu § 1 Gesetz über den Ausbau der Schienenwege des 
Bundes (Bundesschienenwegeausbaugesetz - BSchwAG). Damit ist für das Vorha-
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ben nach dem BSchwAG vordringlicher Bedarf festgestellt. Dieser Planfeststellungs­
beschluss ist daher gemäß § 18e Abs. 2 Satz 1 AEG sofort vollziehbar. 

B.7 Entscheidung über Gebühr und Auslagen 

Die Entscheidung über die Gebühr und die Auslagen für diese individuell zurechenba­
re öffentliche Leistung des Eisenbahn-Bundesamtes beruht auf § 3 Abs. 4 
Satz 1 BEWG I. V. m. der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amts­
handlungen der Elsenbahnverkehrsvenvaltung des Bundes (BEGebV). 

Seite 16 von 18 



Ändemngsplanfeststeliungsbeschluss gemäß § 18 AEG für das Vorhaben „NBS Wendlingen - Ulm, PFA 2.1 a/b "Albvorland", 
2. PÄ Anpassung 110 kV - Freileitung", Bahn-km 25,200 bis 36,260 der Strecke 4813 Feüerbach - Stuttgart Hbf tief - Ulm Hbf, 

Az. 591pä/010-2015#026 vom 13.01.2017 

Rechtsbehelfebelehrung 

Gegen den vorstehenden Änderungsplanfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines 
Monats nach Zustellung Klage beim 

Bundesverwaltungsgericht 
Simsonplatz 1 
04107 Leipzig 

erhoben werden. 

Die Klage ist bel'dem Gericht schriftlich zu erheben. 

Die Klage kann auch auf elektronischem Wege erhoben werden. Sie muss in diesem 
Fall den Vorschriften der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr beim 
Bundesvenvaltungsgericht und Bundesfinanzhof vom 26.11.2004 (BGBl. I S. 3091) 
entsprechen. 

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Bundesrepublik Deutschland, vertreten 
durch das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), dieses 
vertreten durch den Präsidenten des Eisenbahn-Bundesamtes,, Außenstelle Karisru­
he/ Stuttgart, Olgastraße 13, 70182 Stuttgart) und den Gegenstand des Klagebegeh­
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur Begründung seiner 
Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. Erklärungen und Beweis­
mittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, können durch das Ge­
richt zurückgewiesen werden. 

Vor dem BundesvenA^altungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozess-
kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Als Prozessbe­
vollmächtigte sind Rechtsanwälte sowie die sonst in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO ge­
nannten Personen zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung Ihrer öffentlichen Aufgaben gebilde­
ten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum 
Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behör­
den oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten 
lassen. 

Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann sich selbst vertreten. 
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Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Änderungsplanfeststellungsbe-
schluss hat gemäß § 18e Abs. 2 Satz 1 AEG keine aufschiebende Wirkung. Der An­
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen den 
vorstehenden Änderungsplanfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der 
VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung dieses Änderungsplan-
feststellungsbeschlusses beim 

Bundesverwaltungsgericht 
Simsonplatz 1 
04107 Leipzig 

gestellt und begründet werden. 

Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart 
Stuttgart, den 13.01.2017 
Az. 591 pä/010-2015#026 
VMS-Nr. 3346243 

Im Auftrag 

Dippell 
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Absenden 

•tall® 
isstraß® 13 

Aktamslchen 

Hinweis: Umschlag bitte aufbewahren! 
Zugestellt am 
ipaium, ggf. UhrzaK, Untersctirifl) 

Förmliche Zustellung 
Weitersenden innerhalb des 

im Bezirks des Amtsgerichts 

[Z] Bi^r1|Sd^tjandgefichts 

D It^ds ''S.... 

Bei äerZustelTiing zu 6ea£Meni|B Vennerice 

t Q Ersatzzusteliüng ausgeschlossen 

Keine Ensatzzustellung an: 

• Nicht durch Niederlegung zustellen 

Mit Angabe der Uhrzeit zustellen 

Wichtiger Hinwels: 

Mit dieser Sendung werden Ihnen In geselzlicti vorgeschriebener Tmm die Im Umschlag 
enthaltenen Schriftstücke (onnllch zugestellt Die fSnnllche Zustellung eines Schriftstöcks 
dient dem Nachwels, dass dem Adressaten In gnetzHch vorgeschriehener Form Gelegen­
heit gegeben worden bt von dem Schriftstück Kenntitls zu nehmen, und wann das 
geschehen Ist 

Den Tag der Zustelhms vermerid der Zusteller auf dem Umschlag (siehe Vorderseite). 
bewahren Sie den Umschlag zusammen mit den dariei enthaltenen Schriftstücken 

auf. Er dient als Beleg, wenn Sie angeben müssen, welche Schriftstücke Ihnen wann 

der Zustellungsadressat oder eine zum Empfang des Schriftstücks berechtigte 
In der angegebnen Wohnung oder In den angegebenen GeschäflsrSumen 

nicht angetroften. las Schriftstück In aiderWohnung oder dem 
gehfirenden Brisfl(asten eingelegt werden. 


